
BESCHWERDEKAHMERN BOARDS OF APPEAL OF 
	

CHANBRES DE RECOURS 
DES EUROPAISCHEN 	THE EUROPEAN PATENT 

	
DE L'OFFICE EUROPEEN 

PATENTANTS 	OFFICE 
	DES BREVETS 

Interner Verteilerschlüssel: 
I I Veróffentlichung im AB1. 
[ I An Vorsitzende und Mitglieder 
[X) An Vorsitzende 
[ I Keine Verteilung 

EN T SC H El D U N G 
vom 25. September 2001 

Beschwerde -Aktenzeichen: 

Anmeldenwnmer: 

Veröffentlichungsnunimer: 

IPC: 

VerfahrenB8prache: 

J 0026/96 - 3.1.1 

96102236.5 

0838281 

B21D 43/05 

DE 

Bezeichnung der Erfindung: 
Vorrichtung zum Transfer von Werkstücken durch eine Folge von 
Bearbeitungsstat ionen 

Anmelder: 
Schuler Pressen GmbH & Co. KG 

Einsprechender: 

Stichwort: 

Relevante Rechtanormen: 
EPU Art. 78(1)d), 91(1)g), 118, 123(2) 
EPU R. 24(2), 43(2), 88, 67 

Schlagwort: 
"Formalprüfung, Ergänzung der Zeichnungen (nicht môglich) - 
Berücksichtigung der PrioritAtsunterlagen (nicht mâglich) 

Zitierte Entscheiduxigen: 
G 0003/89, G 0002/95 

Orientierungesatz: 

EPA Form 3030 10.93 



jo  
Aktenzeicben: J 0026/96 - 3.1.1 

Europãisches 
Patentamt 

Beschwerdekammern 

European 	Office européen 
Patent Office 	des brevets 

Boards of Appeal 	Chambres de recours 

E N T S C H E I D U N G 
der Juristiechen Beschwerdekaer 3.3.1 

vom 25. September 2001 

Beschwerdefahrer: 	Schuler Pressen GinbH & Co. KG 
BahnhofstraEe 41 
D-73033 Gôppingen 	(DE) 

Vertreter: 	- 

Angegriffene Entacheidung: 	Entecheidung der Eingangsstelle des 
Europäischen Patentamts vom 6. August 1996, 
mit der der Antrag auf Aufhebung der 
Neufestsetzung des Annieldetagea nach 
Regel 43 (2) EPU zurückgewiesen worden jet. 

Zusazimensetzung der Xanmer: 

Vorsitsender: 	J. -C. Saisset 
Mitglieder: 	M. K. S. Aüz Castro 

G. Weiss 



-1- 	J 0026/96 

Sachverhalt und AntrAge 

Die europäische Patentanmeldung Nr. 96 102 236.5 wurde 

am 15. Februar 1996 unter Inanspruchnahme der Prioritãt 

der deutschen Anmeldung Nr. 19 506 079.2 vom 

22. Februar 1995 und unter gleichzeitiger Beifügung 

einer Abschrift der Prioritãtsanmeldung beim 

Europãischen Patentamt eingereicht. 

Mit Mitteilung vom 22. April 1996 wurde die Anmelderin 

- im folgenden Beschwerdeführerin - davon in Kenntnis 

gesetzt, dais Figur 5 der Zeichnungen fehie und für deren 

Nachreichung eine Frist von einem Monat gesetzt werde. 

Gleichzeitig wurde darauf hingewiesen, dag bei 

rechtzeitiger Einreichung der Zeichnung der Anmeldetag 

neu auf den Tag des Eingangs der Zeichnung festgesetzt 

werde und dais durch die Neufestsetzung der beanspruchte 

Prioritätstag unter UmstAnden nicht mehr innerhaib der 

Prioritätsfrist liege und dadurch der Verlust des 

PrioritAtsrechts eintreten kónne. Des weiteren wurde 

darauf aufmerksam gemacht, da:9 bei nicht rechtzeitiger 

Einreichung der Zeichnung alle Bezugnahmen auf die 

Zeichnung in der Anmeldung als gestrichen gelten würden 

und der ursprüngliche Anmeldetag unverändert bleibe. 

Am 2. Mai 1996 wurde die fehiende Zeichnung Figur 5 

nachgereicht. 

Mit Mitteilung vom 18. Juni 1996 wurde die Beschwerde-

führerin darüber informiert, daE der Anmeldetag neu auf 

den 2. Mai 1996, den Tag des Eingangs der Zeichnung, 

festgesetzt worden sei. 

Mit Schreiben vom 8. Juli 1996 wandte sich die 

Beschwerdeführerin gegen die Festsetzung des neuen 

Anmeldetages. Sie rãumte em, dag ihr zunAchst durch die 

Nichteinreichung der Zeichnung Figur 5 mit den 
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ursprunglichen Anmeldeunterlagen ein Fehier unterlaufen 

sei, dais aber das Blatt den gleichzeitig eingereichten 

Prioritãtsunterlagen beigelegen habe, so daZ der Mangel 

ohne Prioritàtsverlust hâtte behoben werden können, da 

aus den Gesamtunterlagen die Zugehôrigkeit eines 

Blattes 5/5 erkennbar gewesen ware. Das Amt hätte die 

Prioritatsunterlagen zur Sachverhaltsfeststellung nutzen 

kônnen. 

Die Figur auf Blatt 5/5 stelle nur ein Ausführungs-

beispiel dar. Die Erfindung sei insgesamt aus den 

zunáchst eingereichten Unterlagen eindeutig herleitbar. 

Der Fachmann komme ohne Hinzuziehung dieser Figur zum 

Gegenstand der Erfindung. 

Der Fehier sei of fensichtlich und vor der 

Veröffentlichung der Anmeldung bekannt gewesen. Bei 

richtiger Würdigung der Umstande unter Anwendung der 

Amtsermittlungsmaxime hätte es einer Neufestsetzung des 

Anmeldetages nicht bedurft. 

Mit Entscheidung vom 6. August 1996 hat die 

Eingangsstelle den Antrag der Beschwerdeführerin auf 

Aufhebung der Neufestsetzung des Anmeldetags 

zurückgewiesen und festgestellt, dag kein Prioritats-

anspruch für die Anmeldung bestehe. Ebenso hat sie den 

hilfsweise gesteliten Antrag auf Beibehaltung des 

ursprünglichen Anmeldetages für den zuerst eingereichten 

Teil der Anmeldung zurückgewiesen. 

Hiergegeri richtet sich die am 28. September 1996 

eingereichte und mit einer Begründung versehene 

Beschwerde der Beschwerdeführerin. Die Beschwerdegebühr 

war bereits mittels Abbuchungsauftrag vom 8. Juli 1996 

entrichtet worden, da zunãchst die Mitteilung der 

Eingangsstelle vom 18. Juni 1996 über die neue 

Festsetzung des Anmeldetages als Entscheidung verstanden 

worden war. 
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Unter Bezugnahme auf ihre mit Schreiben vom 8. Juli 1996 

vorgetragenen Argumente macht die Beschwerdeführerin 

geltend, dag sich die deutsche Prioritätsanmeldung und 

die europãische Nachanmeldung auf dieselbe Erfindung 

bezôgen und dais die Of fenbarung der Voranmeldung eine 

ausreichende Grundlage für den Ersatz der fehienden 

Unterlage in der Nachanmeldung biete. 

Im übrigen sei auch die Vollständigkeit der Unteriagen 

bei Einreichung der europãischen Anmeldung bestätigt 

worden. Eine Mängelrüge sei erst am 18. Juni 1996 

ergangen. 

Mit Bescheid vom 9. April 1998 hat die Kammer der 

Beschwerdeführerin ihre vorlãufige, die erste Instanz 

bestätigende Beurteilung der Angelegenheit zur Kenntnis 

gebracht und ihr Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

Hierauf hat die Beschwerdeführerin ergAnzend 

vorgetragen, dag im Buck auf Regel 88 EPU alle 

Tatsachen und Beweismittel zu berücksichtigen seien, aus 

denen die (erklärte) .Absicht des Anmelders erkennbar 

sei. Hierzu seien die Prioritãtsunterlagen zu 

berücksichtigen. Amtsseitig sei ihre .Absicht bereits bei 

Feststellen des Mangeis erkennbar gewesen. 

Die Beschwerdeführerin beantragt die Aufhebung der 

angefochtenen Entscheidung und die Rückdatierung des 

Anmeldetags auf den Tag des Eingangs der 

Patentanmeldung, 

hi if swe is e 

die Rückdatierung bezüglich der ursprünglich 

eingereichten Unterlagen einschlieZlich der Figuren 

Blatt 1/5 big 4/5 und die Festsetzung des 

Einreichungstages von Figur Blatt 5/5 als Anmeldetag für 

dieses Blatt, 
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weiterhin 

die Zustimmung zum Austausch aller am 15. Februar 1996 

eingereichten Unterlagen gegen drei Sätze Unterlagen 

gem&g dem Prioritatsbeleg 

sowie 

die Rückzahlung der Beschwerdegebühr. 

Entscheidungsgründe 

Die Beschwerdeführerin beruft sich darauf, dais ihr die 

Vollstãndigkeit der eingereichten Unterlagen der 

europäischen Anmeldung bestâtigt worden sei. 

Die Richtigkeit der Angabe der Blattzahl wird jedoch bei 

Eingang der Anmeldung nicht geprüft; dies erfolgt erst 

bei der Formalprüfung. Auf diesen tJmstand wird in der 

Funote der gem&:9 Regel 24 (2), Satz 2 EPU erteilten 

Empfangsbescheinigung (Seite 6 der EPA Form 1001) 

hingewiesen. Dies hat die Eingangsstelle bereits 

zutref fend erläutert. 

Bei der Formalprüfung der Anmeldung ist gemäf 

Artikel 91 (1) g) EPtJ unter anderem zu prüf en, ob die in 

Artikel 78 (1) d) EPU genannten Zeichnungen, d. h. die 

Zeichnungen, auf die sich die Beschreibung oder die 

Patentansprüche beziehen, eingereicht worden sind. 

2.1 	Im vorliegenden Fall hat diese Prüfung ergeben, daf em 

Blatt Zeichnung fehlte. 

2.2 	Ungeachtet des mit der Aufforderung nach Regel 43 (2) 

EPU zur Nachreichung der fehlenden Zeichnung erfolgten 

Hinweises durch die Eingangsstelle, dag der Anmeldetag 

der Anmeldung neu auf den Tag der Einreichung der 

Zeichnung festgesetzt werde und dadurch das 

Prioritâtsrecht verloren gehen kónne während bei nicht 
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fristgerechter Einreichung der Zeichnung innerhaib eines 

Monats alle Bezugnahinen hierauf als gestrichen gelten 

würden, hat die Beschwerdeführerin sich dafür 

entschieden, die fehiende Zeichnung nachzureichen. 

	

2.3 	Unter diesen Umständen war die Eingangsstelle gemäi 

Regel 43 (2) EPU verpflichtet, den Anmeldetag neu auf 

den Tag des Eingangs der Zeichnung, den 2. Mai 1996, 

festzusetzen. 

	

2.4 	Durch die in Regel 43 (2) EPU vorgesehenen Alternativen 

wird sichergestelit, daZ in jedem Fall eine gemâE 

Artikel 123 (2) EPU unzul&ssige Erweiterung 

ausgeschlossen ist. 

2.5 Dem Hauptantrag der Beschwerdeführerin mug somit der 

Erfoig versagt bleiben. 

	

3. 	Nun hat die Beschwerdeführerin sich des weiteren auf die 

Berichtigungsmôglichkeit nach Regel 88 EPU beruf en und 

geltend gemacht, dag hierbei alle Tatsachen und 

Beweismittel, wozu auch die Prioritâtsunterlagen 

gehârten, zu berücksichtigen seien, aus denen die 

Absicht des Anmelders erkennbar werde. 

	

3.1 	GemAZ Regel 88, Satz 1 EPU kônnen sprachliche Fehler, 

Schreibfehler und rJnrichtigkeiten in den beim 

Europäischen Patentamt eingereichten Unterlagen auf 

Antrag berichtigt werden. Soweit der Antrag auf 

Berichtigung die Beschreibung, die PatentansprUche oder 

die Zeichnungen betrifft, bestimmt Satz 2 dieser 

Vorschrift, dag die Berichtigung derart offensichtlich 

sein mu13, dag sofort erkennbar ist, daE nichts anderes 

beabsichtigt sein konnte als das, was als Berichtigung 

vorgeschlagen wird. 
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3.2 	In Anbetracht des Umstandes, daZ der ursprüngliche 

Offenbarungsgehalt der europäischen Patentanmeldung 

infolge der Rückwirkung der Berichtigung in Frage 

gesteilt werden kann, hat die Berichtigung gemäi 

Regel 88, Satz 2 EPU dem Verbot der unzulässigen 

Erweiterung gem&g Artikel 123 (2) EPtJ Rechnung zu 

tragen. 

Da hierzu eine technische Uberprufung des Sachverhalts 

erforderlich ist, war die Eingangsstelle für diese 

Uberprufung nicht zuständig, worauf sie in der 

angefochtenen Entscheidung auch zutref fend hingewiesen 

hat (J 4/85, AB1. EPA 1986, 205; J 33/89, AB1. EPA 1991, 

288). Da die Juristische Beschwerdekammer im 

vorliegenden Fall im Rahmen der Eingangsstelle tätig 

wird (Artikel 21 (2) und 111 EPU), fehit ihr ebenfalls 

die Zuständigkeit, über den Berichtigungsantrag zu 

entscheiden. Dieser Antrag ist deshath im Rahmen der 

Sachprüfung erneut zu stellen und von der zustândigen 

Prüfungsabteilung zu beurteilen. 

	

3.3 	Abgesehen davon ist mit der Beschreibung, den 

Patentansprüchen und, gegebenenfalls, den Zeichnungen 

der Anmeldungsunterlagen der Inhalt der europäischen 

Patentanmeldung in der ursprünglichen Fassung festgelegt 

(G 2/95, AB1. EPA 1996, 555, Punkt 4 der Gründe). Eine 

Berichtigung nach Regel 88, Satz 2 EPU, die den Inhalt 

der europãischen Patentanmeldung betrif ft, kann, worauf 
die Eingangsstelle bereits hingewiesen hat, nur im 

Rahmen dessen erfolgen, was der Fachmann der Gesamtheit 

der den Inhalt der europäischen Patentarimeldung 

bildenden Unterlagen in ihrer ursprUnglich eingereichten 

Fassung unter Heranziehung des ailgemeinen Fachwissens - 

objektiv und bezogen auf den Anmeldetag - unmittelbar 

und eindeutig entnehmen kann (G 3/89, AB1. EPA 1993, 
117, Punkt 3 der Gründe). Andere Unterlagen als 

Beschreibung, Patentansprüche und Zeichnungen kônnen 

infolge des Erweiterungsverbots nach Artikel 123 (2) EPU 
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nur insoweit herangezogen werden, als sie geeignet sind, 

das am Anmeldetag bestehende aligemeine Fachwissen zu 

belegen (G 3/89 a. a. 0., Punkt 7 der Gründe). Dagegen 
dürf en Unterlagen, die dieser Anforderung nicht genügen, 
selbst dann nicht zu einer Berichtigung herangezogen 
werden, wenn sie zusammen mit der europäischen 
Patentanmeldung eingereicht worden sind. Dazu gehôren 
- entgegen der Ansicht der Beschwerdeführerin - 
insbesondere auch Prioritãtsdokumente (G 3/89 a. a. 0., 

Punkt 7 der Gründe). Somit stelit sich die Frage, ob die 
Teile der europâischeri Patentanmeldung, die für die 
Of fenbarung der Erfindung maigebend sind, im Wege einer 

Berichtigung nach Regel 88, Satz 2 EPU, und damit unter 
Beibehaltung des ursprünglichen Anmeldetages, durch 
weitere Unterlagen ergãnzt werden kônnen. Die 
Prüfungsabteilung wird zu prüf en haben, ob ohne 
Zuhilfenahme der Prioritätsunterlagen die Gestaltung der 
Figur 5 der Beschreibung im einzelnen entnommen werden 
kanri oder ob wegen des fehienden Rückgriffs auf die 
Prioritãtsunterlagen das Erfordernis der Regel 88, 

Satz 2 EPU, daZ die Berichtigung derart offensichtlich 
sein mu1, dag sofort erkenrthar ist, daS nichts anderes 
beabsichtigt seiri konnte als das, was als Berichtigung 
vorgeschlagen wird, nicht gegeben 1st. 

Auch dem ersten Hilfsantrag kann nicht entsprochen 
werden, denn Regel 43 (2) EPU schreibt vor, dag der 
Anmeldetag auf den Tag der Einreichung der Zeichnung neu 
festgesetzt wird. Verschiedene Anmeldetage für 
verschiedene Teile einer Anmeldung sind nicht 
vorgesehen. Dies würde auch dem Grundsatz der Einheit 
der Patentanmeldung und des Patents im Verfahren 
(Artikel 118 EPU) widersprechen. 

Der weitere Hilfsantrag auf Austausch aller am 
15. Februar 1996 eingereichten Unterlagen der 
europâischen Patentanmeldung fällt ebenfalls in die 
Zust&ridigkeit der Prüfungsabteilung. Abgesehen davon hat 
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zu dieser Frage die Grofe Beschwerdekammer bereits 

festgestellt, dais, da mit der Beschreibung, den 

Patentansprüchen und, gegebenenfalls, den Zeichnungen 

der Anmeldungsunterlagen der Inhalt der europäischen 

Patentanmeldung in der ursprünglich eingereichten 

Fassung (Artikel 123 (2) EPU) festgelegt ist, die Teile 

der europäischen Patentanmeldung, die für die 

Of fenbarung der Erfindung maZgebend sind, nicht im Wege 

einer Berichtigung nach Regel 88, Satz 2 EPU durch 

andere Unterlagen ersetzt werden können (G 2/95 

a. a. 0., Punkt 4 der Gründe). 

6.  Da keinem der Sachantrãge, soweit sie in die 

Zuständigkeit der Juristischen Beschwerdekammer fallen, 

Erfoig beschieden ist, kommt auch eine RQckzahlung der 

Beschwerdegebühr nicht in Betracht. Gem&g Regel 67 EPU 

wird die Rückzahlung der Beschwerdegebühr angeordnet, 

wenn der Beschwerde stattgegeben wird und die 

Rückzahlung wegen eines wesentlichen Verfahrensmangels 

der Billigkeit entspricht. Nur wenn alle drei 

Erfordernisse - Erfoig der Beschwerde, wesentlicher 

Verfahrensmangel und Billigkeit - vorliegen, ist die 

RUckzahlung geboten. 

Im vorliegenden Fall scheitert die Rückzahlung bereits 

an der ersten Voraussetzung. 
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Entscheidungs formel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 

Der Antrag auf Rückzahlung der BeschwerdegebUhr wird 

zurückgewiesen. 

Die Geschâftsstellenbeamtifl: 	Der Vorsitzende: 

M. Beer 
	 J. -C. Saisset 
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